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Zusammenfassung 

Die Corona-Pandemie belastet den Haushalt des Landes Nordrhein-Westfalen auch im kommenden Jahr. Das 

Ausrufen einer Notsituation für 2022 und damit das Aussetzen des regulären Verbots einer Nettoneuver-

schuldung ist nachvollziehbar und kann die wirtschaftliche Erholung stützen. Der NRW-Rettungsschirm als 

Sondervermögen des Landes soll dem Haushalt im Jahr 2022 Mittel in Höhe von 4,6 Milliarden Euro zur Ver-

fügung stellen. Das Sondervermögen nimmt zu diesem Zweck Kredite auf. Die Streckung der Tilgung dieser 

coronabedingten Schulden auf 50 Jahre minimiert die Reduzierung der Haushaltsspielräume in den kommen-

den Jahren und führt angesichts des geringen Zinsniveaus zu keinen nennenswerten Haushaltsbelastungen. 

 

Gleichwohl wird die Haushaltspolitik durch das abrupte Wiedereinsetzen der regulären Schuldenbremse ab 

dem Jahr 2023 unter Druck geraten. Neben einer Haushaltskonsolidierung hin zu mehr wachstumsorientier-

ten Ausgaben stellt eine moderate Öffnung der strikten Regeln der Schuldenbremse eine Möglichkeit dar, 

die anstehenden Aufgaben und damit insbesondere höhere Investitionen zu finanzieren. Nicht zuletzt die 

bestehenden Tilgungsverpflichtungen der Corona-Schulden sprechen dafür, den Ländern zumindest einen 

geringen Spielraum bei der Nettoneuverschuldung einzuräumen. Dafür wäre allerdings eine Reform der 

Schuldenbremse erforderlich.  

 

Dies würde auch die Chance eröffnen, den Kommunen dauerhaft mehr Handlungsspielraum zu verschaffen. 

Die volatile Gewerbesteuer hat sich in der Krise als eine unzureichende Einnahmequelle der Kommunen er-

wiesen, da Städte und Gemeinde die Möglichkeiten fehlen, Einnahmerückgänge zu kompensieren. Eine Über-

nahme kommunaler Altschulden verbunden mit einer Reform der Gemeindefinanzierung könnte Städten und 

Gemeinden eine stabile Finanzausstattung garantieren und es ihnen ermöglichen, insbesondere ihren Inves-

titionsaufgaben künftig stärken nachzukommen. Das Land steht hierbei maßgeblich in der Verantwortung. 
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1 Haushaltsplanung 2022 

Die Haushaltsplanung des Landes Nordrhein-Westfalen (NRW) für das Jahr 2022 wird erneut von der Corona-

Pandemie gezeichnet. Die Krise wirkt weiterhin auf die Einnahmen- und Ausgabenseite des Landes. Allerdings 

fällt der Effekt aus zwei Gründen schwächer als in den Jahren 2020 und 2021 aus: Zum einen hatte die Politik 

im Laufe der Pandemie Zeit, sich auf die veränderten Rahmenbedingungen einzustellen. Zum anderen – und 

das ist der Hauptgrund – sorgt insbesondere der Impffortschritt dafür, dass die Pandemie das Wirtschafts-

leben verglichen mit den Jahren 2020 und 2021 voraussichtlich weniger stark beeinträchtigen wird. 

 

Das Haushaltsvolumen wird im Jahr 2022 auf rund 87,5 Milliarden Euro steigen – im Jahresvergleich ein Plus 

von rund 4 Prozent (Landtag NRW, 2021a). Auch wenn der Kernhaushalt im Jahr 2022 formal ohne Nettoneu-

verschuldung auskommt, kann von einem ausgeglichenen Haushalt keine Rede sein. Zum kleineren Teil liegt 

dies daran, dass die Landesregierung in Höhe von 200 Millionen Euro auf die allgemeine Rücklage zurückgreift 

– dass diese allgemeine Rücklage trotz einer Nettoneuverschuldung in den Jahren 2020 und 2021 noch be-

steht, wirkt aus haushaltspolitischer Sicht allerdings befremdlich (Beznoska/Hentze/Hüther, 2021).  

 

Zum größeren Teil sind Mittel aus dem „Sondervermögen zur Finanzierung der direkten und indirekten Fol-

gen der Bewältigung der Corona-Krise“ (NRW-Rettungsschirm) für den ausgeglichenen Kernhaushalt verant-

wortlich. Das Sondervermögen wurde im Jahr 2020 zur Bewältigung der Corona-Pandemie eingerichtet. Eine 

umfassende Beurteilung der haushalterischen Lage bedingt zwingend eine Einbeziehung des NRW-Rettungs-

schirms. Im Sinne des Haushaltsgrundsatzes der Einheit und Vollständigkeit des Haushaltsplans wäre die Be-

rücksichtigung der Pandemiefolgen im regulären Haushalt zu bevorzugen gewesen. Für das Haushaltsjahr 

2022 plant die Landesregierung eine Entnahme aus dem NRW-Rettungsschirm in Höhe von 4,6 Milliarden 

Euro. Dieser Betrag hätte ohne Sondervermögen aus dem Kernhaushalt in Form von Krediten finanziert wer-

den müssen. Die Landesregierung betont, dass sie das vor der Pandemie geplante Ausgabevolumen für das 

Jahr 2022 unverändert belässt und ausschließlich den Einbruch der Steuereinnahmen des Landes und der 

Steuerverbundmasse der Gemeinden kompensiert. 

 

Zudem rechnet die Landesregierung für das Jahr 2022 mit einer Globalen Mehreinnahme, also unverhofften 

zusätzlichen Einnahmen, in Höhe von 0,34 Milliarden Euro und mit einer Globalen Minderausgabe, also bis-

her nicht konkretisierten Einsparungen, in Höhe von 1,37 Milliarden Euro. Bleiben diese zusätzlichen Einnah-

men aus oder werden die eingeplanten Einsparungen nicht erreicht, wäre der Kernhaushalt nicht ausgegli-

chen. Ohne Rücklage, Sondervermögen und Globalposten müssten im Haushalt 2022 insgesamt Ausgaben in 

Höhe von rund 6,5 Milliarden Euro durch Kredite finanziert werden.  

 

Die Haushaltsplanung einschließlich NRW-Rettungsschirm verstößt formal nicht gegen die Schuldenbremse, 

da die Landesregierung aus der Pandemie auch für das Jahr 2022 eine Notsituation ableitet. Die grundgesetz-

liche Schuldenbremse sieht im Falle von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen eine 

Aufhebung der Verschuldungsgrenze vor. Voraussetzung ist die Zustimmung des Landtags (§18b Landeshaus-

haltsordnung NRW).  

 

Auch aus ökonomischer Sicht ist das Finanzierungsdefizit ungeachtet der konkreten Ausgabevorhaben im 

Grundsatz nicht zu beanstanden. Denn im Sinne einer antizyklischen Fiskalpolitik gilt es, die Wirtschaft zu 

stabilisieren und künftiges Wachstum zu fördern. Der Staat tritt in der Krise teilweise an die Stelle der 
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privaten Wirtschaftsakteure. Gleichzeitig ist klar, dass höhere Staatsausgaben und damit die Inkaufnahme 

neuer Schulden nicht per se zielführend sind, sondern es auf die Art der Mittelverwendung ankommt. 

 

Nach Einschätzung der Landesregierung lässt sich bereits festhalten, dass der NRW-Rettungsschirm im Jahr 

2022 letztmalig eingesetzt werden wird, da 2023 keine Notsituation mehr geltend gemacht werden könne. 

Insgesamt beträgt der NRW-Rettungsschirm 25 Milliarden Euro. Bisher wurden seit 2020 Ausgaben in Höhe 

von 10,7 Milliarden Euro bewilligt, die Kompensation von Steuermindereinnahmen einschließlich des Aus-

gleichs für die Kommunen beträgt in den Jahren 2020 bis 2022 insgesamt schätzungsweise 11,5 Milliarden 

Euro (Landesrechnungshof NRW, 2021). Damit verbleiben rund 2,8 Milliarden Euro im NRW-Rettungsschirm. 

Vor diesem Hintergrund erscheint das Sondervermögen ausreichend, zumal von den bewilligten Mitteln noch 

nicht alle abgeflossen sind. 

2 Tilgung der Corona-Schulden und Haushaltsspielräume 

Verbunden werden muss eine Nettoneuverschuldung aufgrund einer Notsituation auf Bundesebene mit ei-

nem Tilgungsplan, so dass die krisenbedingten Kredite „binnen eines angemessenen Zeitraumes“ (Art. 115 

Abs. 2 GG) zurückgezahlt werden. Nach Art. 109 Abs. 3 GG sollen die Bundesländer in ihren Landesverfassun-

gen die Ausgestaltung der Tilgungsregeln und der Konjunkturkomponente des Bundes übernehmen. Die 

coronabedingten Schulden sollen laut Landesregierung innerhalb von 50 Jahren getilgt werden. Im Jahr 2024 

sollen 200 Millionen Euro getilgt werden, ab dem Jahr 2025 steigt die Rate auf 500 Millionen Euro und wird 

in den Folgejahren auf dem Niveau bleiben (Landtag NRW, 2021a).  

 

Im Vergleich der Bundesländer wählt NRW damit den längsten Tilgungszeitraum (Tabelle 2-1). Die zeitlich 

gestreckte Tilgung der Corona-Schulden erweitert den künftigen Handlungsspielraum. In diesem Punkt geht 

NRW einen ökonomisch zielführenden Weg und erfüllt gleichzeitig die Vorgabe, die Schulden innerhalb eines 

angemessenen Zeitraums zu tilgen. Notsituationen sollen in ihrer gesamtwirtschaftlichen Auswirkung 

neutralisiert werden. Daraus folgt, dass die Tilgung für sich genommen keine negativen gesamtwirtschaftli-

chen Effekte haben sollte. Entsprechend lange Tilgungszeiträume sind die logische Folge. Die Tilgungsver-

pflichtungen bedeuten gleichwohl, dass in Zukunft bei konjunkturellen Normallagen Haushaltsüberschüsse 

erwirtschaftet werden müssen, um die Tilgungsraten aus den laufenden Einnahmen zu begleichen. 

 

Auch wenn die Schuldenbremse auf Notsituationen wie eine Pandemie eingestellt ist, so gibt es für die Rück-

kehr in die Normalität keine Übergangszeit. Nach Ende der Ausnahmesituation gilt die Schuldenregel unmit-

telbar. Ohne Aussetzen der Schuldenbremse gelten im Jahr 2023 wieder die starren Regeln, so dass von 2022 

auf 2023 ein abrupter Abbau des Defizits erforderlich ist. Ein harter Sparkurs oder höhere Steuern zum Er-

reichen des Haushaltsausgleichs sollten allerdings vermieden werden, weil in beiden Fällen die Wachstums-

aussichten getrübt würden. Erfahrungsgemäß würde als erstes bei den öffentlichen Investitionen gespart 

werden.  

Tabelle 2-1: Rahmenbedingungen für die Tilgungspläne von Bund und Ländern  

Für die im Jahr 2020 aufgenommenen Corona-Schulden 

Bundesland Start der Tilgung Dauer der Tilgung in Jahren 

Baden-Württemberg 2024 25 
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Bayern 2024 20 

Brandenburg 2022 30 

Hessen 2021 10 

Mecklenburg-Vorpommern 2025 20 

Niedersachsen 2024 25 

Nordrhein-Westfalen 2024 50 

Rheinland-Pfalz 2024 Abhängig von der wirtschaftlichen Lage 

Saarland 2025 30 

Sachsen 2023 6 

Sachsen-Anhalt 2022 3 

Schleswig-Holstein 2024 40 

Thüringen Noch offen 5 

Berlin 2023 27 

Bremen 2024 30 

Hamburg 2025 20 

Quellen: Angaben der Länder; eigene Darstellung 

 

Die Konjunkturkomponente, die jenseits von Notsituationen eine antizyklische Politik ermöglichen soll, kann 

den Haushaltsspielraum voraussichtlich nur geringfügig erweitern. Technisch werden zur Bestimmung des 

Spielraums das Produktionspotenzial mit dem tatsächlichen Bruttoinlandsprodukt (BIP) verglichen. Je mehr 

das tatsächliche BIP das Produktionspotenzial unterschreitet, desto mehr Schulden darf die öffentliche Hand 

machen. Die Differenz gibt die sogenannte Produktionslücke an, die multipliziert mit der Budgetsemielastizi-

tät die Konjunkturkomponente ergibt. Die Budgetsemielastizität wiederum misst, um wie viele Prozent-

punkte sich das Verhältnis zwischen Finanzierungssaldo und BIP bei einer einprozentigen Erhöhung des BIP 

verändert. In NRW wird die Konjunkturkomponente ex-ante aus dem Produkt der nominalen gesamtstaat-

lichen Produktionslücke, der Budgetsemielastizität (0,13) der Ländergesamtheit und dem Anteil des Landes 

NRW an den Steuereinnahmen der Länder ermittelt. Ex-post wird die Differenz zwischen tatsächlichen Steu-

ereinnahmen am Ende des Haushaltsjahres und den bei Haushaltsaufstellung unterstellten Steuereinnahmen 

berücksichtigt.  

 

Ausgehend von einer – Stand heute (Bundesministerium der Finanzen, 2021a) – zu erwartenden gesamtwirt-

schaftlichen Produktionslücke im Jahr 2023 in Höhe von 9,1 Milliarden Euro und einem Anteil NRWs an den 

Steuereinnahmen der Bundesländer von 21 Prozent ergibt sich bei einer Budgetsemielastizität von 0,13 eine 

zusätzliche Verschuldungsmöglichkeit von rund 250 Millionen Euro. Im Jahr 2024 sinkt die Nettoverschul-

dungsmöglichkeit voraussichtlich auf 170 Millionen Euro. Die tatsächlichen Nettokredite werden auf einem 

Kreditaufnahmekonto erfasst, das bei konjunkturbedingten Überschüssen getilgt werden muss.  

 

Vor diesem Hintergrund sollte die Schuldenbremse im Falle einer Krise und dem Aussetzen der Schulden-

bremse bei Reaktivierung um einen Abbaupfad des Defizits ergänzt werden, ähnlich wie es der europäische 

Fiskalpakt vorsieht. Eine entsprechende Regelung könnte beispielsweise vorsehen, dass das Defizit um ein 
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Viertel der Nettokreditaufnahme des vorangegangenen Krisenjahres reduziert werden muss. Nach vier Jah-

ren wären dann die Regeln der Schuldenbremse wieder vollumfänglich einzuhalten.  

 

Zudem könnte den Ländern eine Nettoneuverschuldung in Höhe von 0,15 Prozent des BIP zugestanden wer-

den. Dies wäre im Einklang mit dem europäischen Fiskalpakt und würde die Solidität der Staatsfinanzen nicht 

nennenswert beeinträchtigen. Für NRW würde dies im Jahr 2023 einen zusätzlichen Haushaltsspielraum von 

schätzungsweise 1,1 Milliarden Euro bedeuten. Die Schuldenstandquote des Landes NRW würde trotz einer 

Nettokreditaufnahme in dieser Höhe und Ausschöpfen der Konjunkturkomponente kontinuierlich sinken 

(Abbildung 2-1). Eine Flexibilisierung der Schuldenbremse wäre eine lohnende Aufgabe. Dabei gilt es, einen 

Gleichklang zwischen öffentlichem Handlungsspielraum und soliden Staatsfinanzen zu sichern. 

Abbildung 2-1: Schuldenstandquote des Landes NRW im Zeitverlauf 

Schulden von Kern- und Extrahaushalten in Prozent des regionalen BIP 

 

Ab 2023: Szenario unter Ausschöpfen der Konjunkturkomponente und struktureller Nettoneuverschuldung von 0,15 Prozent des BIP. 

Quellen: Landtag NRW, 2021b; Arbeitskreis VGRdL, 2021; Statistisches Bundesamt, 2021a; Bundesministerium der Finanzen, 2021b; 

eigene Berechnung 

 

In diesem Zusammenhang ist es auch oder gerade in einer Krise sinnvoll und wichtig, bestehende Ausgaben 

im Rahmen der Haushaltsaufstellung nach ihrer Wachstumsorientierung zu hinterfragen. Eine daraus resul-

tierende Konsolidierung der Ausgaben kann zusätzlichen Spielraum für die Finanzierung von zukunftsorien-

tierten Investitionen leisten. Die konventionelle Abgrenzung des Investitionsbegriffs verkennt allerdings, dass 

auch konsumtive Ausgaben wachstumsorientiert sein können. Sowohl der Bau oder die Renovierung einer 

Schule (investiv) als auch die Einstellung eines Lehrers oder der Kauf von Lehrmaterial (konsumtiv) sind für 

ein funktionierendes Bildungssystem entscheidend. Dies ist bei einer Haushaltskonsolidierung entsprechend 

zu berücksichtigen (Hentze, 2019). 
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Die Landesregierung verweist auf eine steigende Investitionsquote. Während der Anteil der Investitionen an 

den Gesamtausgaben im Jahr 2021 laut Landesregierung bei 10,4 Prozent liegt, soll der Wert im kommenden 

Jahr auf 11,0 Prozent steigen. Allerdings sieht die weitere Finanzplanung einen Rückgang auf 10,2 Prozent 

bis zum Jahr 2025 vor (Landtag NRW, 2021b). Im Vergleich der Bundesländer liegt NRW bei der Investitions-

quote im hinteren Mittelfeld. Land und Kommunen investieren demnach insgesamt jeden 9. Euro, in Sachsen 

oder Bayern ist es fast jeder 5. Euro (Abbildung 2-2).  

Abbildung 2-2: Investitionsquote für das Jahr 2022 

Investitionen von Ländern und Kommunen zusammen als Anteil ihrer bereinigten Ausgaben 

 

Quellen: Statistisches Bundesamt, 2021b; eigene Berechnung 

3 Einbeziehung der kommunalen Ebene 

Die Kommunen sind formal nicht von der Schuldenbremse erfasst, allerdings staatsorganisationsrechtlich Teil 

der Länder. Daher können sie in der Praxis nicht losgelöst von der Schuldenbremse agieren. Im Gegenteil gilt 

für Kommunen grundsätzlich der Grundsatz des Haushaltsausgleichs. Kommunen dürfen lediglich kurzfristige 

Kassenkredite aus Liquiditätsgründen aufnehmen oder Investitionen über Kredite finanzieren, wenn die Til-

gungs- und Zinsraten aus den Erträgen der Investitionen erwirtschaftet werden können. Damit sind die haus-

haltspolitischen Spielräume der Städte und Gemeinden stark begrenzt. 

 

Die Landesregierung will vor diesem Hintergrund die Finanzlage der Kommunen stützen. Die Mittel aus dem 

Sondervermögen sollen nicht nur dafür verwendet werden, den krisenbedingten Einnahmeausfall beim Land, 

sondern auch den Rückgang bei den Zuweisungen an Städte und Gemeinden zu kompensieren. Allerdings 

werden den Kommunen die Mittel lediglich als Kredite zur Verfügung gestellt, weshalb es sich eher um eine 

Liquiditätshilfe als um eine Förderung handelt. Nachdem den Kommunen im Jahr 2020 die Gewerbesteuer-

ausfälle in Höhe von 2,7 Milliarden Euro von Bund und Land erstattet wurden (Landesregierung NRW, 2020), 

steht eine Zusage für das Jahr 2021 noch aus.  
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Die Erstattung des Einnahmeeinbruchs im Jahr 2020 und die kommunale Forderung nach weiteren Erstat-

tungen belegen, dass die kommunale Finanzausstattung in eine Schieflage geraten ist. Die Corona-Pandemie 

sollte zum Anlass genommen werden, die kommunale Finanzierung grundlegend zu hinterfragen. Wenn eine 

Gebietskörperschaft Einnahmeausfälle einer anderen Gebietskörperschaft dauerhaft ausgleichen muss, 

weist dies zunächst auf eine wenig sinnvolle Steuerverteilung hin. Die Corona-Krise belegt, dass die Gewer-

besteuer die falsche Steuer für Städte und Gemeinden ist. Der Einbruch der Gewerbesteuer als wichtigste 

kommunale Einnahmequelle fiel im Jahr 2020 mehr als doppelt so stark aus wie bei den Steuereinnahmen 

insgesamt (Bundesministerium der Finanzen, 2021b). Abgesehen von der fiskalisch wenig bedeutsamen Luft-

verkehrsteuer war der Einbruch bei den Unternehmensteuern am größten. Während jedoch die Körper-

schaftsteuer für Bund und Länder vor der Krise jeweils nur rund 5 Prozent der Steuereinnahmen ausmachte, 

war die Gewerbesteuer (netto) für Städte und Gemeinden mit einem Anteil von knapp 40 Prozent an den 

gesamten kommunalen Steuereinnahmen ungleich wichtiger.  

 

Viele Kommunen sind nicht in der Lage, die negative Seite der volatilen Gewerbesteuer zu tragen. Die Erstat-

tung des Ausfalls im Jahr 2020 war demzufolge erforderlich, um Verwerfungen auf kommunaler Ebene zu 

verhindern. Der stetige Ruf nach Kompensationen zeigt gleichzeitig, dass viele Kommunen ansonsten über-

fordert wären. Statt einer Erstattung der Gewerbesteuer wäre jedoch eine einwohnerbasierte Leistung an 

die Kommunen für ihren Einsatz in der Pandemie zielführend. Langfristig sollte die Gewerbesteuer in der 

nationalen Körperschaftsteuer aufgehen und die Kommunen sollten dafür einen höheren Anteil an der ver-

hältnismäßig stabilen Umsatzsteuer erhalten.  

 

Dadurch würden auch die großen regionalen Unterschiede bei der Unternehmensbesteuerung beseitigt oder 

zumindest minimiert werden. Die Gewerbesteuer führt derzeit dazu, dass die Steuerbelastung von Kapital-

gesellschaften in Deutschland zwischen knapp 25 und gut 36 Prozent liegt (Abbildung 3-1). Viele der Kom-

munen mit den höchsten Hebesätzen liegen dabei in NRW (DIHK, 2021). Neben verstärkten öffentlichen In-

vestitionen bedarf es höherer privater Investitionen, um die wirtschaftliche Dynamik nach der Pandemie zu 

stärken und die Herausforderungen bei Klimawandel und Digitalisierung anzugehen. Rund 85 Prozent der 

Investitionen in Deutschland werden von privaten Akteuren getätigt. Von daher sollte die Politik die Anreize 

für Unternehmen verbessern, vor Ort zu investieren. Eine wichtige Stellschraube ist dabei die Steuerbelas-

tung. 
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Abbildung 3-1: Unternehmensteuerbelastung nach Städten und Gemeinden 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer in Prozent für die 700 Kommunen mit mehr als 

20.000 Einwohnern für das Jahr 2020 

 

Quellen: DIHK, 2021; eigene Darstellung 

 

Zur Erweiterung oder Wiederherstellung des kommunalen Handlungsspielraums bietet sich zudem eine ein-

malige Übernahme kommunaler Altschulden – insbesondere der Kassenkredite – durch das Land an. Aller-

dings schränken die Schuldenbremse und die kommenden Tilgungsverpflichtungen künftigen Handlungs-

spielraum auf Landesebene ein. Eine – wenn auch mit Blick auf die Zuständigkeiten problematische – Alter-

native wäre, dass der Bund kommunale Altschulden übernimmt. Eine Verschiebung von Schulden von einer 

Gebietskörperschaft auf eine andere würde an der gesamtstaatlichen Schuldenstandquote nichts ändern, 

dennoch gegen die Schuldenbremse verstoßen. Die Schuldenbremse sollte daher einer Lösung der Altschul-

denfrage nicht im Wege stehen (Beznoska/Hentze/Hüther, 2021).  

 

Selbst in den Jahren der Haushaltsüberschüsse vor der Krise waren vielen Städten und Gemeinden ob sehr 

hoher Kassenkredite die Hände gebunden. Fehler der Vergangenheit, die vielerorts zu den hohen Schulden 

geführt haben, sollten benannt werden, aber einem Befreiungsschlag nicht entgegenstehen. Die Hessenkasse 

kann als Vorbild dienen – zweifelsfrei stehen die Länder bei den Altschulden der Kommunen zuallererst in 

der Verantwortung (Beznoska/Hentze, 2019).  

4 Fazit 

Die Corona-Pandemie belastet den Landeshaushalt auch im kommenden Jahr. Das Ausrufen einer Notsitua-

tion für 2022 und damit das Aussetzen des regulären Verbots einer Nettoneuverschuldung ist nachvollzieh-

bar und kann die wirtschaftliche Erholung stützen. Die Streckung der Tilgung auf 50 Jahre minimiert die Re-

duzierung der Haushaltsspielräume in den kommenden Jahren und führt angesichts des geringen Zinsniveaus 

zu keinen nennenswerten Haushaltsbelastungen. 
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Gleichwohl wird die Haushaltspolitik durch das abrupte Wiedereinsetzen der regulären Schuldenbremse ab 

dem Jahr 2023 unter Druck geraten. Neben einer Haushaltskonsolidierung hin zu mehr wachstumsorientier-

ten Ausgaben stellt eine moderate Öffnung der strikten Regeln der Schuldenbremse eine Möglichkeit dar, 

die anstehenden Aufgaben und damit insbesondere höhere Investitionen zu finanzieren. Nicht zuletzt die 

bestehenden Tilgungsverpflichtungen der Corona-Schulden sprechen dafür, den Ländern zumindest einen 

geringen Spielraum bei der Nettoneuverschuldung einzuräumen. Dafür wäre allerdings eine Reform der 

Schuldenbremse erforderlich.  

 

Dies würde auch die Chance eröffnen, den Kommunen dauerhaft mehr Handlungsspielraum zu verschaffen. 

Eine Übernahme kommunaler Altschulden verbunden mit einer Reform der Gemeindefinanzierung könnte 

es Städten und Gemeinden ermöglichen, insbesondere ihren Investitionsaufgaben künftig stärken nachzu-

kommen. Das Land steht hier maßgeblich in der Verantwortung. 
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